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Landesvereinigung: Verfassungsauftrag nicht erfüllt 
 

Nach wie vor Ungleichgewichte bei Infrastrukturförderung 
 
Karlsruhe (2. Oktober 2019). hom Vor 
vier Jahren hat der Landtag von Baden-
Württemberg die Landesverfassung geän-
dert und Artikel 3a ergänzt. Dort steht seit 
dem 25. September 2015 dieser Satz: „Der 
Staat fördert gleichwertige Lebensverhält-
nisse, Infrastrukturen und Arbeitsbedin-
gungen im gesamten Land“. 
 
Die Landesvereinigung Baden in Europa 
e.V. hat bei ihrer jüngsten Jahreshauptver-
sammlung festgestellt, dass dieser verfas-
sungsgemäße Anspruch nach wie vor nicht 
erfüllt ist und dies in einer einstimmig ge-
fassten Resolution bedauert. Der Text geht 
nun an alle Abgeordnete des Landtags 
sowie an die Landesregierung. Vor allem 
beklagen die Mitglieder der Landesvereini-
gung die nach wie vor ungleiche Finanz-
ausstattung der Landesteile, gemessen an 
den Bevölkerungszahlen. In Württemberg 
lebten 54 Prozent der Bürgerinnen und 
Bürger des Landes, in Baden 46 Prozent. 
Die Resolution nennt Beispiele. Wörtlich 
heißt es dort: „So wurden z. B. für Kultur-
bauten (Theater, Bibliotheken, Museen etc.) 

in Württemberg 223,6 Millionen, in Baden 
dagegen nur 77,5 Millionen investiert.  
 
Missverhältnisse bestehen auch in Förde-
rung von Schulbauten, Städtebau, Kranken-
haus- und Straßenbau. 
 
Als weiteres Beispiel nennt die Resolution 
den Verein „Lernort Zivilcourage & Wider-
stand“, der auf dem Areal des ehemaligen 
KZs Kislau einen Lernort zur badischen NS-
Geschichte errichten möchte. Wörtlich: „Es 
fehlen ihm aber die Räumlichkeiten. Auch 
hier muss festgestellt werden, dass im würt-
tembergischen Landesteil für sechs Gedenk-
stätten für die Opfer des Nationalsozialismus 
viele Millionen Euro vom Land investiert 
wurden.“ Und weiter: „Wir bitten dringend, in 
den Landeshaushalt 2020/2021 Mittel einzu-
stellen, die eine zeitnahe Umsetzung dieses 
wichtigen Bildungsprojekts ermöglichen.“ 
 
Abschließend appellieren die Mitglieder der 
Landesvereinigung an Landtag und Landes-
regierung, die Ungleichbehandlung des Ba-
dischen Landesteils zu beenden. 

 


